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I:    Begründung zum Bauleitplan 
 
1. Aufstellungsbeschluss / räumlicher Geltungsbereich 
 

Der Rat der Stadt Horstmar hat am ………….. die Aufstellung der 13. Änderung des Bebauungsplanes 

„Koppelfeld“ gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Der Bebauungsplan wird im 

beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) ohne 

Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. Die Umweltbelange werden 

dennoch auf Grundlage allgemein verfügbarer Materialien ermittelt und mögliche Umweltauswirkungen 

bewertet (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). 

 

Der Geltungsbereich in der Gemarkung Horstmar, Flur 3, umfasst die Flurstücke Nr. 290, 291 und 442 

mit einer Gesamtgröße von ca. 1.050 m². Er liegt im nördlichen Stadtgebiet und westlich der 

Landesstraße L 580 (Koppelstraße) an der Straße „Im Koppelfeld“. 

 

Mit der vorliegenden Bebauungsplanung wird als Ziel verfolgt, die Errichtung eines Mehrfamilienhauses 

auf dem Gelände einer ehemaligen Gaststätte planungsrechtlich zu ermöglichen. Damit werden bei der 

Bebauungsplanaufstellung insbesondere die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung berücksichtigt (§ 1 Abs. 

6 Nr. 2 BauGB). 

 

Unmittelbar angrenzende Bebauungspläne liegen durch den Ursprungsplan „Koppelfeld“ vor, der die 

planungsrechtliche Grundlage für das  nähere Wohnumfeld darstellt.  

 

 

2. Planungsanlass / Aufstellungserfordernis / Verfahren 
 

Die Stadt Horstmar hat nach § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die 

städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Sie beabsichtigt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 

Schaffung von Planungsrecht für die Nachnutzung der ehemaligen Gaststätte „Im Koppelfeld“ zu 

Gunsten einer Mehrfamilienhausbebauung. Da die beabsichtigte Neuerrichtung nicht in Gänze den 

Festsetzungen hinsichtlich Geschoss- und Grundflächenzahl sowie Dachneigung des Ursprungsplanes 

entspricht, ist die Aufstellung dieser Bebauungsplanänderung erforderlich. Zur Realisierung des 

Vorhabens sollen die benannten Festsetzungen an die Festsetzungen aus dem nahen Umfeld angepasst 

werden. 

 

Es handelt sich bei der Planung insbesondere um die bauliche Nachverdichtung bzw. Nutzungsänderung 

eines vorhandenen Gebietes und damit um einen typischen Fall eines Bebauungsplanes der 

Innenentwicklung im Sinne des § 13a BauGB. 

 

Der Bebauungsplan setzt eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung 

(BauNVO) von weniger als 20.000 m² fest. Es gelten daher die Vorschriften des § 13a BauGB für die 

Fälle des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB. Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von 

Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen. 
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Anhaltspunkte für eine maßgebliche Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB 

genannter Schutzgüter bestehen nicht. Auch insofern besteht kein Grund, von der Anwendung der 

Verfahrensvorschrift des § 13a BauGB Abstand zu nehmen. Der Bebauungsplan wird daher als 

Bebauungsplan der Innenentwicklung unter Anwendung der Vorschriften des § 13a BauGB aufgestellt. 

 

 

3. Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 BauGB dazu, eine 

geordnete städtebauliche Entwicklung und Ordnung sowie eine dem Wohl der Allgemeinheit 

entsprechende sozial gerechte Bodenordnung zu gewährleisten. Der Bauleitplan soll die bauliche und 

sonstige Nutzung der Grundstücke nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde vorbereiten 

und in den Grundzügen darstellen. Der derzeit gültige Flächennutzungsplan der Stadt Horstmar ist seit 

dem 20.10.1976 wirksam.  

 

Die Planungsabsichten („Allgemeine Wohngebiete“) korrespondieren mit den Vorgaben des 

Flächennutzungsplanes („Wohnbauflächen“), weshalb keine Änderung erforderlich ist. Die 

Übereinstimmung zwischen vorbereitender und verbindlicher Bauleitplanung ist gewährleistet und dem 

Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB wird gefolgt. 

 

 

4. Ausgangssituation 
 

Der Geltungsbereich der Planung befindet sich im nördlichen Stadtgebiet an der Straße „Im Koppelfeld“ 

westlich der L 580 (Koppelstraße). Das Plangebiet besteht aus der ehemaligen Gaststätte „Im 

Koppelfeld“ mit den rückwärtigen Gartenflächen und den dazugehörigen Nebenanlagen. Es ist allseitig 

von (Wohn-)Bebauung umgeben. Die Geländehöhe liegt bei ca. 91,5 Meter über Normalhöhennull. 

 

 

5. Planungskonzeption 
 

5.1  Art der baulichen Nutzung 
 

Die Stadt Horstmar verfolgt das städtebauliche Ziel, Planungsrecht für die Nachnutzung einer 

ehemaligen Gaststätte durch eine Mehrfamilienhausbebauung zu schaffen. In diesem Zusammenhang 

wird entsprechend der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung und der bislang im Ursprungsplan 

vorgesehenen Ausweisung das Plangebiet vollständig als „Allgemeine Wohngebiete“ nach § 4 BauNVO 

planungsrechtlich festgesetzt. 

 



 

Bebauungsplan „Koppelfeld“ – 13. Änderung    6 
 

 

5.2  Maß der baulichen Nutzung 

 

Das Maß der baulichen Nutzung bestimmt sich im Wesentlichen aus den Komponenten 

Grundflächenzahl (GRZ), Geschossflächenzahl (GFZ) und Geschossigkeit (Z = Vollgeschosse) und 

orientiert sich im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden weitestgehend an den 

Obergrenzen der Baunutzungsverordnung. Die an die nähere Umgebung angepasste Bauhöhe 

reglementiert sich durch die maximale Geschossigkeit in Verbindung mit maximalen Trauf- und 

Firsthöhen über Erdgeschossfertigfußboden. Damit sollen starke Höhenschwankungen vermieden 

werden, der bauliche Bestand berücksichtigt und der Planung eines Mehrfamilienhauses Rechnung 

getragen werden. 

 

 

5.3  Bauweise / überbaubare Grundstücksfläche 

 

Als Bauweise wird sowohl entsprechend der bereits planungsrechtlich zulässigen als auch der geplanten 

Bebauung die „offene Bauweise“ festgesetzt. Demnach sind die Abstandsflächen der Bauordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) einzuhalten.  Auf die Festlegung einer bestimmten Bauform 

wird an dieser Stelle analog zum Ursprungsplan verzichtet. 

 

Um das Erscheinungsbild innerhalb des Wohngebietes nicht durch zu unterschiedlich gestaltete 

Dachkörper zu stören, wird eine zulässige Dachneigungsspanne festgelegt, die sich an die umgebende 

Wohnbebauung anpasst. Garagen und Nebenanlagen dürfen auch mit einem Flachdach errichtet 

werden und haben von der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche einen Mindestabstand von 1,0 m 

einzuhalten. 

 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Baugrenzen bestimmt, die sich am festgelegten 

Abstand zu den Außengrenzen orientieren und den Bauherren individuelle Spielräume ermöglichen. Die 

zum Flurstück 443 offen gehaltene Baugrenze ermöglicht den Anschluss an die überbaubaren Bereiche 

des sich anschließenden Planes „Koppelfeld“.  

 

Die nicht überbauten Flächen sind gemäß § 8 BauO NRW wasseraufnahmefähig zu belassen, oder 

herzustellen, zu begrünen, zu bepflanzen und so zu unterhalten, soweit sie nicht für eine andere 

zulässige Verwendung benötigt werden. Um aus städtebaulichen Gründen einen möglichst offenen 

Verkehrsraum zu erhalten, wird eine Beschränkung straßenseitiger Einfriedungen vorgenommen. Dieses 

trägt zudem zur Verkehrssicherheit im näheren Wohnumfeld selbst bei. 
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6.  Verkehr und Infrastruktur 
 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes ist über das bestehende öffentliche Verkehrsnetz 

(Amselweg, Im Koppelfeld) in einem ausreichenden Maße gewährleistet.  

 

Die Versorgung des Plangebietes (Gas, Wasser, Elektrizität) ist bereits im Bestand gewährleistet und wird 

durch die zuständigen Versorgungsträger sichergestellt. Das anfallende Niederschlagswasser kann in die 

vorhandene Kanalisation im Koppelfeld eingeleitet werden.  

 

 

7. Immissionen 
 

Der Bebauungsplan setzt „Allgemeine Wohngebiete“ fest. Dadurch werden im Sinne der 

Baunutzungsverordnung „sonstige nicht störende Gewerbebetriebe“ planungsrechtlich ermöglicht. 

 

Immissionsvorbelastungen für den Geltungsbereich sind innerhalb der großflächig ausgewiesenen 

Wohngebiete des Ursprungsplanes „Koppelfeld“ nicht zu erwarten. Von der L 580 ausgehende 

erhebliche Belastungen sind ebenso nicht bekannt. 

 

 

8.  Ökologie / Begrünung  
 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung unter Anwendung der Vorschriften 

des § 13a BauGB aufgestellt. Demnach gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 

Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Im Sinne dieser Vorschriften wird von einer expliziten 

Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe 

nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 

abgesehen. Dennoch sind die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege, bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). 

 

Durch die im Vergleich zur Ursprungsplanung um 0,1 erhöhte Grundflächenzahl werden 

planungsrechtliche Eingriffsmöglichkeiten (Bodenversiegelungen) geringen Umfangs in Natur und 

Landschaft bewirkt. Erhebliche Beeinträchtigungen werden an dieser Stelle innerhalb des 

Siedlungsbereiches nicht gesehen, da die Nutzungsart im Wesentlichen unverändert bleibt und die 

beabsichtigte Mehrfamilienhausbebauung im Bereich bereits versiegelter Flächen errichtet wird. 

 

Ausgewiesene Schutzgebiete sind durch die Planung nicht betroffen. 

 

Ein Vorkommen planungsrelevanter Arten ist innerhalb des Plangebietes nicht bekannt. 

„Zusammenfassend lautet das Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung, dass die Räumung der 

Vegetation der unmittelbaren Umgebung der derzeitigen Gebäude, also insgesamt des für die 

Überplanung und Bebauung vorgesehenen Grundstückes, keine Auswirkungen auf die lokalen und 

regionalen Populationen der planungsrelevanten und anderen geschützten Tierarten (Fledermäuse und 



 

Bebauungsplan „Koppelfeld“ – 13. Änderung    8 
 

Vogelarten) haben wird. Die aktuellen Gehölze weisen keine für Höhlenbrüter nutzbaren Strukturen auf 

und stellen somit auch keine potenziellen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bereit. Basierend auf dieser 

Einschätzung ist davon auszugehen, dass durch die geplante Bebauung kein Verbotstatbestand gemäß 

§ 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten wird. Weitergehende Maßnahmen etwa im Sinne einer Artenschutz-

prüfung II oder III sind nach dem derzeitigen Kenntnisstand nicht erforderlich. 

 

Ergänzend muss darauf hingewiesen werden, dass an dieser Stelle keine Aussage zur Besiedlung oder 

zum Besiedlungspotenzial der für den Abbruch vorgesehenen Gebäude gemacht wird und diese ggf. 

vor Beginn der Abbrucharbeiten einer entsprechenden Überprüfung unterzogen werden sollten.“1 

 

Insgesamt werden keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umweltbelange erwartet. 

 

 

9.  Denkmalschutz / Denkmalpflege 
 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich weder Baudenkmäler noch 

sonstige Denkmäler im Sinne des Denkmalschutzgesetzes (DSchG NRW).  

 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauerwerk, 

Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) 

entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Unteren Denkmalbehörde der Stadt 

Horstmar unverzüglich anzuzeigen. 

 

 

10.  Planverwirklichung / Bodenordnung 
 

Bodenordnerische Maßnahmen zur hoheitlichen Umgestaltung von Grund und Boden und deren 

Eigentums- und Besitzverhältnisse sind voraussichtlich nicht erforderlich. Die Flächen befinden sich im 

privaten Eigentum und stehen für die planungsrechtlich ermöglichte Nutzung zur Verfügung. 

 

                                                 
1 Friedrich Pfeifer, Artenschutzrechtliche Prüfung für das Planvorhaben der Stadt Horstmar, 12. Änderung des 
Bebauungsplanes „Koppelfeld“ im vereinfachten Verfahren für den Bereich des Grundstückes im Koppelfeld 9, 
Stellungnahme, Overdinkel/NL, 24.11.2019 
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11.  Flächenbilanz 
 

Die Fläche des Planbereiches beträgt ca. 1.050 m² und umfasst vollständig „Allgemeine Wohngebiete“. 

Im Hinblick auf den planungsrechtlich ermöglichten Eingriff in Natur und Landschaft werden geringfügig 

größere Eingriffe innerhalb der Baugebietsfläche durch die Erhöhung der Grundflächenzahl ermöglicht. 

In Verbindung mit den Obergrenzen der BauNVO für Wohngebiete und der Überschreitung nach § 19 

Abs. 4 Satz 2 BauNVO (60% Versiegelung) ist eine bauliche Inanspruchnahme auf ca. 630 m² möglich. 

Allerdings gelten Eingriffe im beschleunigten Verfahren, die aufgrund der Aufstellung des 

Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen 

Entscheidung erfolgt oder zulässig, weshalb eine spezifische Kompensationsberechnung in diesem 

Planverfahren entbehrlich ist. 

 

Stadt Horstmar       Aufgestellt: 

Horstmar, ……..       Osnabrück, 26.11.2019 

Ep/Sc-19175011-03 

 

……………………………..     Planungsbüro Hahm GmbH 

(Bürgermeister) 

b.epping
Uphoff_blau
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II.   Verfahrensvermerke 
 

Der Rat der Stadt Horstmar hat der Begründung des Entwurfes in seiner Sitzung am …………… 

zugestimmt. 

 

Die Entwurfsbegründung hat zusammen mit dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Zeit vom 

.……………..bis einschließlich ……………… öffentlich ausgelegen. 

 

Sie wurde aufgrund der Ergebnisse der öffentlichen Auslegung geprüft und (ergänzt) vom Rat der Stadt 

Horstmar in seiner Sitzung am ………………..als Begründung der Satzung gebilligt. 

 

 

  

Horstmar, den ………….… 

Der Bürgermeister 

 

 

………………………………….. 

(Bürgermeister) 

 


